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Degussa Bank 0,35 1.122,92
Consorsbank 0,45 1.152,08
Commerzbank 0,54 1.178,33
ING 0,58 1.190,00
PSD Bank West 0,59 1.192,92
Santander 0,60 1.195,83
BB-Bank 0,65 1.210,42
Augsburger Aktienbank 0,65 1.210,42
Allianz 0,70 1.225,00
Deutsche Bank 0,74 1.236,67
Debeka Bausparkasse 0,75 1.239,58
1822direkt 0,80 1.254,17
BKM - Bausparkasse Mainz 0,80 1.254,17
Provinzial Nord-West 0,85 1.268,75

An dem Thema Corona-Kri-
se geht leider kein Weg vor-
bei. Auch der Steuerratge-

ber muss sich noch einmal diesem
Thema widmen und auf ein Ende
Juni beschlossenes Hilfsprogramm
als Überbrückungshilfe für kleine
und mittelständische Unterneh-
men, Selbstständige, Freiberuf-
ler sowie Vereine und Organisati-
onen hinweisen. Es handelt sich
um Zuschüsse zu betrieblichen
Fixkosten für den Kreis derer, de-
nen aufgrund der Krise hohe Um-
satzausfälle entstanden sind bzw.
noch entstehen werden. Der An-
trag kann nicht vom Betroffenen
selber, sondern ausschließlich von
einem Steuerberater, Wirtschafts-
prüfer oder vereidigten Buch-
prüfer gestellt werden. Eigent-
lich sollten Anträge bereits ab dem
1. Juli 2020 gestellt werden kön-
nen, jedoch fehlt zurzeit noch die
technische Möglichkeit zur An-
tragsstellung. Diese soll in Kür-
ze geschaffen sein. Wichtig ist der

grundsätzliche Hinweis, dass die-
ses Programm der Bundesregie-
rung ein bestimmtes Budget um-
fasst und kein Rechtsanspruch auf
die Hilfe besteht. Wenn der För-
dertopf leer ist, ist zurzeit keine
Aufstockung geplant. Auf der ei-
nen Seite bedeutet dies zügiges
Handeln. Auf der anderen Seite
sollte die Voraussetzung für die In-
anspruchnahme des Förderpro-
gramms sorgfältig geprüft werden.

Voraussetzung ist, dass der An-
tragsberechtigte wegen der Kri-
se seine Geschäftstätigkeit erheb-
lich oder gar vollständig einstellen
musste. Als Indiz für diese Tatsa-
che dient ein Vergleich der Um-
sätze der Monate April und Mai
2020 mit den Umsätzen der Mona-
te April und Mai 2019. Erst wenn
die Umsätze dieser beiden Mona-
te in 2020 im Gegensatz zu 2019
um mehr als 60 Prozent eingebro-
chen sind, kann ein Antrag auf
Überbrückungshilfe gestellt wer-
den. Da es sich um eine „Entwe-

der-Oder-Feststellung“ handelt,
ist diesem Vergleich im Hinblick
auf die notwendige Datengrundla-
ge besondere Beachtung zu schen-
ken. Eine korrekte Vergleichs-
berechnung kann nur auf einer
vollständigen Buchführung be-
ruhen. Hier muss der Betroffene
dem antragstellenden Steuerbera-
ter oder Wirtschaftsprüfer unbe-
dingt verlässliche Zahlen liefern.

Ist die Hürde der 60 Prozent ge-
nommen, kann der Antrag gestellt
und die Förderquote ermittelt
werden. Dazu werden die Umsät-
ze der Monate Juni bis August 2020
(Förderzeitraum) mit den entspre-

chenden Vorjahresmonaten ver-
glichen. Für die Monate Juli und
August 2020 bedarf es einer sach-
gerechten Umsatzschätzung. Liegt
nach dieser Vergleichsbetrach-
tung der Umsatzrückgang der ein-
zelnen Monate im Förderzeitraum
ebenfalls bei mehr als 60 Prozent,
werden zu einem festgelegten Pro-
zentsatz bestimmte Fixkosten des
Betroffenen erstattet. Jeder
Monat wird gesondert betrachtet,
und je höher der Umsatzrückgang
ausfällt umso höher ist die Erstat-
tung.

Die Corona-Überbrückungshil-
fe kann für höchstens drei Mona-
te beantragt werden. Die maxima-
le Förderung beträgt 50.000 Euro
pro Monat. Bei Unternehmen bis
zu fünf Beschäftigten beträgt der
maximale Erstattungsbetrag 3000
Euro pro Monat, bei Unternehmen
bis zu zehn Beschäftigten 5000
Euro pro Monat. Die Antragsfrist
endet am 31. August 2020.

Im Nachgang zu den ausge-

zahlten Überbrückungshilfen er-
folgt eine Überprüfung der Ist-Da-
ten sowohl der Fixkosten als auch
der Umsätze im Förderzeitraum
mit den prognostizierten Daten im
Antrag. Weichen diese Daten von-
einander ab, hat zwingend eine
Berichtigung der Antragsdaten zu
erfolgen und eventuell zu viel aus-
gezahlte Fördermittel sind zurück-
zuzahlen.

Es gibt in Zusammenhang mit
der Antragstellung eine ganze Rei-
he von Fragen zu klären, auf die
im Einzelnen an dieser Stelle nicht
näher eingegangen werden kann.
Auch müssen die Daten sorgfäl-
tig und gewissenhaft ermittelt
und zusammengestellt werden.
Dies kostet entsprechend Zeit und
Mühe. Bitte beachten Sie dies bei
der Beauftragung des Berufsange-
hörigen als Antragsteller. Das Ho-
norar für die Leistung ist im Rah-
men des Programms förderfähig.

wirtschaft@medienhausaachen.de

EGBERT
DAHLEY
Steuerberater

Neues Förderprogramm als Überbrückungshilfe
DERSTEUERRATGEBER

VON LARISSA SCHWEDES, GIOIA
FORSTER UND JOHANNES NEUDECKER

BONN/NAIROBI Der Kleiderschrank
frisch sortiert, die ungeliebten Stü-
cke in Säcken verstaut und in den
Fächern wieder Platz für Neues:
Weil viele Menschen in Deutsch-
land die Corona-Zwangspause für
ausgiebiges Ausmisten nutzten, ge-
langen Textil-Recycler an ihre Gren-
zen. Doch das ist nicht das einzige
Problem. Martin Wittmann, der im
Bundesverband Sekundärrohstoffe
und Entsorgung (bvse) für die Bran-
che spricht, wählt drastischeWorte:
„Das Textil-Recycling steht vor dem
Kollaps.“

Die Zahlen, die der Verband am
Donnerstag als Teil einer Alttextil-
studie vorstellte, bilden einen Trend
ab, der anhält:Von 2013 bis 2018 hat
sich die Sammelmenge in Deutsch-
land um 300.000 Tonnen auf 1,3 Mil-
lionen Tonnen Altkleider erhöht.
Pro Kopf sammelten die Menschen
zuletzt 15,3 Kilo Klamotten im Jahr.

Das Deutsche Rote Kreuz (DRK)
ist in den ersten Wochen der Pan-
demie mit Altkleider-Spenden gera-
dezu überhäuft worden. Ein Groß-
teil der Bevölkerung habe sicherlich
die Zeit zu Hause zum Frühjahrs-
putz genutzt, sagte eine DRK-Spre-
cherin. „Wenngleich wir uns über
jede Kleiderspende freuen, führt
die hohe Spendenbereitschaft zu ei-
ner starken Belastung des Systems.“
Laut dem Dachverband Fairwer-
tung, dem rund 130 gemeinnützi-
ge Organisationen angehören, wur-
den in manchen Landkreisen bis zu
35 Prozent mehr Kleidung in Con-
tainer eingeworfen als üblich.

Firmen, die das Sammeln, Sor-
tieren und Verwerten alter Klei-
dung zu ihrem Geschäft gemacht
haben, könnte das freuen – denkt
man. Doch so ist es nicht. Der Se-
condhand-Verkauf wurde dadurch
ausgebremst, dass Kleiderkam-
mern und Geschäfte für lange Zeit
schließen mussten –
erst Ende April durf-
ten die ersten unter
strengen Auflagen
wieder öffnen. Es
sei davon auszuge-
hen, dass die Ein-
nahmen aus den
Altkleidern für län-
gere Zeit deutlich
geringer ausfallen
werden, schätzt
das DRK. Und wie
in vielen anderen
Bereichen gilt auch
hier: Quantität ist
nicht gleich Qualität.
„Kleidung aus billiger
Chemiefaser oder
gar Fasermixen eig-
nen sich weder als
Second-Hand-Wa-

re noch für dieWeiterverwendung“,
sagtWittmann. Minderwertige Pro-
dukte – oft gefertigt in Länden mit
niedrigen Löhnen – taugen im Re-
cycling teilweise nicht einmal mehr
für Putzlappen. So hat sich der An-
teil der Altkleider, die nur noch ver-
brannt werden können, auf fast ein
Achtel erhöht.

Zuletzt beklagte der bvse in den
vergangenen Wochen mehrfach, in
den Containern fände sich zuneh-
mend auch anderer Müll oder Säcke
würden einfach neben überfüllten
Containern abgestellt. Das macht
nicht nur das Sortieren aufwendiger

und schwieriger,
sondern abge-
gebene Klei-

dung womög-
lich völlig wertlos.
Verträge mit Ver-
werter-Firmen,

die Kleidung
zu Putz- oder
Füllmaterial

verarbeiten,
seien gekürzt
oder gekündigt
worden, berich-
tet das DRK. Die
Preise für Alt-
kleider sanken
mitunter um bis
zu 80 Prozent.

In Lagerhallen, rollenden Lastwagen
und überall, woVerwertungsfirmen
Platz finden, stapeln sich daher die
Kleidersäcke zurzeit fast bis zur De-
cke. Corona, auch in anderen Bran-
chen als „Brennglas“ für Missstän-
de bezeichnet, hat auch in der Welt
der Textilien gezeigt: Es hakt an al-
len Ecken und Enden.

Altkleider sind ein Exportschlager

Über Verwertungsunternehmen
wird ein Teil der Kleidung nach
Afrika, West- und Osteuropa, in
den Nahen Osten und nach Asien
exportiert – zumindest in norma-
len Zeiten. Laut der UN-Datenbank
Comtrade exportierte Deutschland
2019 Altkleider imWert von 368 Mil-
lionen US-Dollar.„Die Sammler ver-
kaufen die Kleidung weiter an ge-
werbliche Sortierbetriebe“, erklärt
der Geschäftsführer des Dachver-
bands Fairwertung, Thomas Ahl-
mann. Geht man von einem durch-
schnittlichen Altkleiderbeutel aus,
sei gut die Hälfte darin Second-
hand-fähig. Großhändler aus aller
Welt kauften bei den Sortierbetrie-
ben Ware ein – und so könnte eine
Jeans dann auch auf dem Markt in
Nairobi landen.

In der kenianischen Hauptstadt
kaufen Händler die Kleidung zu

Großhandelspreisen auf dem Gi-
komba-Markt und verkaufen sie auf
kleineren Märkten weiter. So auch
Frederick Asava.„Für mich ist es ein
gutes Geschäft“, sagt der 24-Jähri-
ge, der auf dem Toi-Markt am Ran-
de des Slums Kibera einen Stand hat.
Feinsäuberlich sind darauf Hem-
den, Pullover und Jeans gestapelt –
ein begehrtes Gut. „Die Kleider aus
dem Ausland sind günstiger als un-
sere.“

Doch daraus entsteht vor Ort
ein weiteres Problem. Der Import
von Secondhandkleidung aus Eu-
ropa, den USA und China bringt
zwar Händlern wie Asava Geld ein,
doch Textilherstellern gibt es keine
Chance. „Es tötet die örtliche In-
dustrie“, sagt Christophe Bazivamo,
der stellvertretende Generalsekretär
der East African Community (EAC)
für die Produktionssektoren. Einst
habe es in vielen ostafrikanischen
Ländern florierende Textilproduk-
tion gegeben – doch weil die Märk-
te mit Altkleidern aus dem Ausland
überschwemmt wurden, sei die Pro-
duktion gesunken.„Jobs entlang der
ganzen Wertschöpfungskette sind
verloren gegangen.“ Daher hatten
die Mitgliedstaaten der EAC eigent-
lich ein Verbot des Imports von Alt-
kleidern beschlossen, bislang hat
das aber nur Ruanda umgesetzt.

Wegen des stark eingeschränkten
Flugverkehrs ist aktuell der Import
jeglicher Güter ohnehin erschwert,

Lieferketten liegen brach, Grenzen
sind dicht. Kenia hat vorübergehend
sogar verboten, Secondhand-Klei-
der zu importieren – aus Angst, Alt-
kleider könnten neue Corona-Fäl-
le einschleppen. Die Textilindustrie
pocht darauf, dass es bei dem Ver-
bot bleibt. DochVerkäufer Asava hat
Angst: „Das wäre ganz schlimm für
mich.“ Und für Exportländer wie
Deutschland oder die USA würde
ein wichtiger Markt wegbrechen.

Die Textil-Recycler in Deutsch-
land haben kaum noch Hoffnung,
dass sich die Missstände von allein
wieder erledigen. Die Textilbranche
müsse bei ihren Produkten den spä-
teren Warenkreislauf mitbedenken
und nicht auf „Fast Fashion“ um je-
den Preis setzen, fordert der bvse.
Die umweltpolitische Sprecherin
der FDP-Fraktion, Judith Skudelny,
fordert die Umweltministerin auf,
sich des Problems anzunehmen.
„Notwendig sind die Förderung in-
novativer Technologien in der Recy-
clingwirtschaft, ein transparenteres
Sammelsystem und ein Werben für
nachhaltigeren Konsum beim Kun-
den.“

Wittmann vom bvse wünscht sich
Kampagnen, die erklären, wie man
bewusst und nachhaltig mit Texti-
lien umgehen kann. Vielleicht ein
Tropfen auf den heißen Stein, viel-
leicht aber besser als nichts. „Letzt-
endlich versuchen alle, sich durch
diese Krise zu retten.“

Viele nutzen die Corona-Zeit zum Ausmisten – zahlreiche Container sind überfüllt. Eine Branche am Rande des Kollaps.

Der große Stau der alten Kleider

Tonnenweise landet Secondhand-Kleidung in den Sortierbetrieben von Fairwertung. FOTO: FAIRW

Pro Kopf sammeln die Deutschenmehr als 15 Kilogramm
Altkleider pro Jahr. FOTO: DPA

FRANKFURT Bundeswirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier (CDU) kann
sich vorstellen, dass der Staat sich
nach der Lufthansa noch an weite-
ren von der Corona-Krise schwer ge-
troffenen Unternehmen beteiligt.
„Wir reden wahrscheinlich über ei-
nige dutzend Fälle“, sagte Altmai-
er. „In dieser sehr begrenzten Zahl
der Fälle werden wir die Möglich-
keiten des Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds nutzen und uns gege-
benenfalls auch beteiligen.“ Auch
weitere strategische Beteiligungen
wie die am Impfstoffhersteller Cu-
revac sind offenbar geplant. (afp)

Altmaier erwägt weitere
Staatsbeteiligungen

STUTTGART Beim Autobauer Daim-
ler droht wegen der Corona-Krise
ein deutlich größerer Stellenabbau
als bisher bekannt. Personalvor-
stand Wilfried Porth schloss trotz
einer bis 2029 geltenden Beschäf-
tigungssicherung auch betriebs-
bedingte Kündigungen nicht aus.
Mehr als 15.000 Mitarbeiter müss-
ten auf freiwilliger Basis ausschei-
den, damit dies vermieden werden
könne. Bislang setzt Daimler beim
Jobabbau vor allem auf Abfindun-
gen und Frühpensionierung. (afp)

Daimler: 15.000 werden
freiwillig gehen müssen

BONN/AACHEN Die Deutsche Post
hat gut 12.000 Elektrotransporter
Streetscooter in die Werkstatt geru-
fen: Bei den Fahrzeugen der Bau-
reihe WORK und WORK L bestehe
die Gefahr von Rauch- und Hit-
zeentwicklung, teilte das Unter-
nehmen mit. Ein Brand sei nicht
auszuschließen, hieß es. Grund sei-
en Schwachstellen im Bereich des
Niedrigvoltspannungs-Ladegerä-
tes und der Isolierung eines Kabel-
strangs. Davon gehe aber keine Ge-
fährdung für den Fahrer aus. (dpa)

12 000 Streetscooter
müssen in die Werkstatt

BERLIN Die Bahn ist in der Coro-
na-Krise so pünktlich wie seit Jah-
ren nicht mehr gewesen. In den
ersten sechs Monaten dieses Jah-
res waren 83,5 Prozent aller Züge
im Fernverkehr pünktlich unter-
wegs, wie das Unternehmen am
Sonntag mitteilte. „Das ist der bes-
teWert seit 2008“, erklärte Bahnchef
Richard Lutz. Im gleichen Zeitraum
2019 lag die Pünktlichkeit im Fern-
verkehr bei 77,2 Prozent. Zur gestie-
genen Pünktlichkeit habe auch die
geringere Anzahl der Züge beigetra-
gen, räumte die Bahn ein. (afp)

KURZNOTIERT

Bahn so pünktlich wie
seit Jahren nicht mehr
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